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die von Bedeutung sind, um den Sachverhalt umfassend 
zu klären.

Bei diesem Unfall ist die Ehefrau des Zeugen L. erheb­
lich verletzt worden. Den Feststellungen des Kreisge­
richts dazu liegt die ärztliche Bescheinigung vom 14. De­
zember 1977 zugrunde. Die darin angegebenen Unfallfol­
gen stimmen aber nicht mit den vom Zeugen L. gemachten 
Angaben im Schreiben an den Staatsanwalt des Kreises B. 
vom 3. Dezember 1977 und mit seiner Aussage in der 
Hauptverhandlung überein. Danach hat die Geschädigte 
neben den in der ärztlichen Bescheinigung genannten Ver­
letzungen eine Schlüsselbeinfraktur und Zahnverletzun­
gen erlitten. Dieser Widerspruch ist nicht geklärt worden. 
Eine weitere Aufklärung dazu ist deshalb durch Beizie­
hung weiterer ärztlicher Bescheinigungen, insbesondere 
durch den die Geschädigte ambulant behandelnden Arzt 
erforderlich, die auch darüber Auskunft zu geben haben, 
ob noch bleibende Schäden zu erwarten sind und wenn ja, 
in welchem Maße, und die eventuelle Dauer der Beein­
trächtigung. Die ärztliche Bescheinigung vom 14. Dezem­
ber 1977 beantwortet die Frage nach bleibenden Schäden 
mit „ungewiß“. Auch die Feststellung des Kreisgerichts, 
daß die Geschädigte zur Zeit der Hauptverhandlung noch 
arbeitsunfähig war, schloß nicht aus, sie zu den Unfall­
verletzungen zu vernehmen, insbesondere dann nicht, 
wenn nur die in der ärztlichen Bescheinigung genannten 
Folgen Vorgelegen haben.

Die Gewährleistung einer hohen Sicherheit im Straßen­
verkehr erfordert, daß der Angeklagte auf Grund seines 
rücksichtslosen Verhaltens und der dadurch verursachten 
schweren Folgen wegen Herbeiführung eines schweren 
Verkehrsunfalls im schweren Fall nach § 196 Abs. 3 Ziff. 2 
StGB strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wird. In 
Übereinstimmung mit der Auffassung des Vertreters des 
Generalstaatsanwalts der DDR war das Urteil des Kreis­
gerichts aufzuheben.

Gerichtskritik * 1

§§ 118 Abs. 2, 68 Abs. 2 und 3 AGB.
Zur Pflicht des Betriebes, bei der Festlegung der Höhe 
der Jahresendprämie und bei der Anfertigung von Beur­
teilungen die Beratung im Arbeitskollektiv und die Mit­
wirkung der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftslei­
tung zu sichern.

KrG Mühlhausen, Beschluß vom 28. April 1978 — A 5—8/78.
In einem arbeitsrechtlichen Verfahren hat die Kammer 
für Arbeitsrecht festgestellt, daß der verklagte Betrieb bei 
der Festsetzung der Jahresendprämien für das Jahr 1977 
und bei der Anfertigung von Abschlußbeurteilungen Be­
stimmungen des AGB verletzt hat. Die Kammer hat dar­
aufhin gemäß § 19 GVG und § 2 Abs. 4 ZPO wegen dieser 
Gesetzesverletzungen des Betriebes Gerichtskritik geübt.

Aus der Begründung:
1. Gemäß § 118 Abs. 2 AGB ist die Jahresendprämie für 
den einzelnen Werktätigen vom Betriebsleiter nach Be­
ratung im Arbeitskollektiv festzulegen. Diese Festlegung 
bedarf der Zustimmung der zuständigen betrieblichen Ge­
werkschaftsleitung. § 24 Abs. 5 AGB bestimmt dazu, daß 
die zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung i. S. die­
ses Gesetzes die Betriebsgewerkschaftsleitung, in Betrie­
ben mit Abteilungsgewerkschaftsorganisationen die Ab­
teilungsgewerkschaftsleitung, in Betrieben ohne Be­
triebsgewerkschaftsleitung die Ortsgewerkschaftsleitung ist.

In der gerichtlichen Verhandlung wurde festgestellt, 
daß die Höhe der Jahresendprämien für das Jahr 1977 für 
die Werktätigen im Betrieb Sch. vom Oberbauleiter E. 
ohne vorherige Beratung im Arbeitskollektiv während 
einer Erkrankung zu Hause festgelegt wurde; die von

E. aufgestellte Eiste wurde dann von einem Mitglied der 
Betriebsgewerkschaftsleitung unterschrieben.

Mit dieser Verfahrensweise hat der Betrieb gegen die 
gesetzlichen Forderungen verstoßen, über die Festlegung 
der Jahresendprämie im Arbeitskollektiv zu beraten und 
die Zustimmung der zuständigen Betriebsgewerkschafts­
leitung über die Festlegung einzuholen. Diese Zustimmung 
ist aber nach § 24 Abs. 3 AGB Voraussetzung für die 
Rechtswirksamkeit der Festlegung der Jahresendprämie.

2. In den §§ 67, 68 AGB ist u. a. bestimmt, daß eine 
Beurteilung dem Werktätigen unverzüglich auszuhändigen 
ist (§ 67 Abs. 1), daß der Betrieb sichern muß, daß die 
Beurteilung im Arbeitskollektiv beraten wird und der 
Werktätige an dieser Beratung teilnehmen kann (§ 68 
Abs. 2), und daß der Betrieb die zuständige betriebliche 
Gewerkschaftsleitung von der Beratung zu informieren 
hat (§ 68 Abs. 3).

In der gerichtlichen Verhandlung hat sich herausge­
stellt, daß die vier Kläger, die ihr Arbeitsrechtsverhältnis 
mit dem verklagten Betrieb in der Zeit zwischen dem
31. Dezember 1977 und dem 14. Februar 1978 beendet ha­
ben, erstmalig in der Verhandlung davon erfuhren, daß 
über sie Abschlußbeurteilungen angefertigt worden sind. 
Nach den Angaben des Oberbauleiters L. hatte er allein 
die Abschlußbeurteilungen gefertigt und diese an die Ka­
derabteilung weitergereicht, die sie an den Betrieb schickte, 
zu dem die Werktätigen jetzt in einem Arbeitsrechtsver­
hältnis stehen.

Wenn vom Prozeßbevollmächtigten des Betriebes inso­
weit eingewendet wird, daß es sich bei der geschilderten 
Verfahrensweise lediglich „um bloße Formmängel han­
dele, die bei einem weitverzweigten Betrieb eben vorkä­
men“, dann verkennt er, daß die Mißachtung der Rechte 
der Arbeitskollektive und die Einschränkung der Mitbe­
stimmungsrechte der Gewerkschaften überaus ernst zu 
nehmende Gesetzesverletzungen sind, denen mit aller 
Konsequenz entgegengetreten werden muß.

Gemäß § 19 Abs. 1 Satz 3 GVG ist innerhalb von zwei 
Wochen zu dieser Gerichtskritik Stellung zu nehmen und 
dem Gericht mitzuteilen, welche Maßnahmen getroffen 
worden sind, um künftig die Einhaltung der arbeitsrecht­
lichen Bestimmungen zu sichern.
Anmerkung:
Auf die vorstehende Gerichtskritik teilte der Leiter des 
Betriebes mit, daß u.ä. folgende Maßnahmen getroffen 
wurden:

1. Das Ergebnis der Verhandlung vor der Kammer für 
Arbeitsrecht und die im Gerichtskritikbeschluß gerügten 
Ungesetzlichkeiten bei der Anwendung arbeitsrechtlicher 
Normen wurden in einer erweiterten Leitungssitzung aus­
gewertet.

2. Mit dem Oberbauleiter L. wurde eine kritische Aus­
einandersetzung geführt und dabei auf die Fehlerhaftig­
keit seiner Einstellung zu den Rechten der Arbeitskollek­
tive und den Mitwirkungsrechten der Gewerkschaften hin­
gewiesen.

3. In Absprache mit der Betriebsgewerkschaftsleitung 
wurden für die Auszahlung der Jahresendprämie genaue 
Festlegungen über die Verfahrensweise getroffen, so daß 
jeder staatliche Leiter in der Lage ist, die Auszahlung 
der Jahresendprämie auf der Grundlage der geltenden 
Rechtsvorschriften vorzunehmen.

4. Um die Leiter und leitenden Mitarbeiter besser als
bisher mit den Regelungen des Arbeitsgesetzbuches ver­
traut zu machen, gibt der Justitiar in den wöchentlichen 
Beratungen der Fachbereiche eine regelmäßige Anleitung 
für die richtige Anwendung und Auslegung der gesetz­
lichen Bestimmunen in Einzelfragen. Außerdem wurde in 
Abstimmung mit der Betriebsparteiorganisation und der 
Betriebsgewerkschaftsleitung ein Schulungsprogramm be­
stätigt. Im Zeitraum Mai bis August 1978 wird der Justi­
tiar in den monatlichen Leitungssitzungen ausgewählte 
Kapitel des AGB erläutern. D. Red.


